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Weiterleitung der Bachelorarbeit zum Thema „Verkehr an der Ortsdurchfahrt“

Wissenschaftliche Studie zum Verkehrsfluss
in den Stadtteilen Grünwettersbach und Palmbach

Die Hochschule Karlsruhe - Technik und Wirtschaft -, Fakultät für Informationssystem und Me-
dien, hat für Ihren Studiengang eine Projektgruppe aufgesetzt, die in den beiden o. g. Stadttei-
len eine Studie zum Verkehrsfluss durchführen soll.
Die Erhebung der Daten erfolgt sowohl bei aufgestellten bzw. nicht vorhandenen Geschwindig-
keitsanzeigen.
Die Studie soll über einen längeren Zeitraum aufzeigen, welche Einflüsse Geschwindigkeitsan-
zeigen auf den fließenden Verkehr haben.
An zwei ausgewählten Standorten wurden zusätzlich zu den Geschwindigkeitsanzeigen vom
Ordnungsamt/Stadtplanungsamt Seitenradarmessgeräte angebracht.
Projektumschreibend werden Messungen an diesen beiden Stellen mit bzw. ohne Displays
durchgeführt.
Die Studie begann in der 12. KW 2015 mit einer Einführungsveranstaltung an der Hochschule
Karlsruhe und wurde in der 15. KW 2015 vor Ort gestartet.
Das Projektende ist für Mitte Juli 2015 geplant, dazu soll dann eine Projektpräsentation vorge-
stellt werden.
An dieser Studie sind die Hochschule Karlsruhe und die städtischen Ämter Ordnungsamt, Stadt-
planungsamt und Ortsverwaltung Wettersbach beteiligt
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